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iY -GGo~ der Beilagen zu denStenographischen Protokollen 
des Nationalrates XVII!. Gesetzgebungsperiode 

DER BUNDESMINISTER 
FÜR JUSTIZ 

7187/1-Pr 1/92 

An den 
Herrn Präsidenten des Nationalrates 

~g'1l1 lAB 

1992 .. 07 .. 0 9 
zu ~q~ IJ 

Wie n 

zur Zahl 2922/J-NR/1992 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Ing. Gartlehner und 
Genossen haben an mich eine schriftliche Anfrage, be­
treffend Sanktionsmöglichkeiten gegen Mietenwucher, 
Absiedlungsterror und schlichte Betrügereien krimineller 
Wohnungsmakler (siehe Profil Nr. 30, Titelgeschichte), 
gerichtet und folgende Fragen gestellt: 

"1. Welche diverse gesetz liehe Mög lichkei ten bestehen für 
betroffene Mieter, gegen die diversen und zum Teil 
kriminellen Methoden der inländischen und aus­
ländischen Spekulanten (bzw gegen deren Firmen­
konglomerate), ihren umfassenden Schutz durchzusetzen? 

2. Welche diverse gesetzliche Möglichkeiten bestehen für 
Länder und Gemeinden, gegen die diversen und zum Teil 
kriminellen Methoden der inländischen und aus­
ländischen Spekulanten (bzw gegen deren Firmen­
konglomerate), den Schutz ihrer Bürger gesetzlich zu 
realisieren? 

3. Welche Möglichkeiten bietet das Bodenbeschaffungsge­
setz 1974, den Gebietskörperschaften, in Fällen 
krimineller WOhnraumspekulationen vom dort definierten 

2894/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 1 von 10

www.parlament.gv.at



- 2 -

"Einstiegsrecht" Gebrauch zu nehmen? 

4. Welche über Geldstrafen hinausgehenden strafrecht­
lichen Maßnahmen planen Sie, um den immer mehr zu­
nehmenden Terror gegen Mieter einzudämmen?" 

Ich beantworte diese Fragen wie folgt: 

Zu 1 und 2: 
a) Ein Großteil der in der Zeitschrift "Profil" 
Nr. 13/1992 aufgezeigten mißbräuchlichen Methoden von 
"Wohnraumspekulanten" kann nach geltendem Recht strafge­
richtlichen Tatbeständen unterstellt werden. 

So ist der Mietenwucher als Sachwucher nach § 155 Abs. 1 
StGB zu bestrafen, wenn ein WOhnungsspekulant gewerbsmäßig 
die Zwangslage, den Leichtsinn, die Unerfahrenheit oder 
den Mangel an Urteilsvermögen von Mietern dadurch aus­
beutet, daß er sich oder einem Dritten für das Zurverfü­
gungstellen einer Wohnung einen Mietzins versprechen läßt, 
der in einem auffallenden Mißverhältnis zum Wert des 
Wohnungsgebrauchs steht. Damit werden insbesondere die im 
Bericht des "Profil" erwähnten Fälle erfaßt, in denen Ver­
mieter kleinste Wohneinheiten einer größeren Zahl von Per­
sonen um mehrere tausend Schilling überlassen. 

Methoden von Spekulanten, die als "Absiedlungsterror" be­
zeichnet werden können, lassen sich je nach den umständen 
verschiedenen strafgerichtlichen Tatbeständen unterstellen. 

Die im Bericht des "Profil" eingangs dargestellte Vor­
gangsweise, die Wohnung von nicht auszugswilligen Mietern 

mit Buttersäure unbewohnbar zu machen, kann - je nach dem 
Ausmaß des verursachten Schadens - den Tatbestand der 
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Sachbeschädigung (§ 125 StGB) oder der schweren Sachbe­
schädigung (§ 126 Abs. 1 Z 7 oder Abs. 2 StGB) erfüllen. 

Einschüchterungsversuche eines WOhnungsvermieters, um ihm 
unliebsame Mieter zum Ausziehen zu bewegen, können allen­
falls als gefährliche Drohung (§ 107 StGB) oder als Nöti­
gung (§§ 105 f. StGB) , unter Umständen - wenn der Bedrohte 
zur Aufgabe seines Mietrechts genötigt wird - als Erpres­
sung (§§ 144 f. StGB) strafgerichtlich verfolgt werden. 

Der im Bericht erwähnte Fall, daß zugleich mit einer Be­
sChädigung der Briefkastenanlage auch Briefe des Mieters 
zum Verschwinden gebracht werden, könnte überdies dem Tat­

bestand der Verletzung des Briefgeheimnisses und der 
Unterdrückung von Briefen (§ 118 StGB) unterstellt werden. 

Dringt der Hauseigentümer oder eine von ihm angestiftete 
Person gegen den Willen der Mieter gewaltsam oder unter 
Androhung von Gewalt in deren Wohnung ein, so kann er auch 
wegen Hausfriedensbruches (§ 109 StGB) verfolgt werden. 

Im Zusammenhang mit dem Zustandekommen von Mietverträgen 
sind schließlich auch noch Betrugsfälle (§§ 146 ff. StGB) 
denkbar, wenn etwa ein Wohnungsmakler eine Wohnung doppelt 
vermietet oder nicht zustehende Provisionsbeträge heraus­
lockt. 

Andere im Bericht der Zeitschrift "Profil" aufgezeigte 
Handlungsweisen von Haus- oder WOhnungseigentümern, wie 
etwa hinausgezögerte und belästigend wirkende Umbauar­
beiten oder den Gebrauch der Wohnung störende Sanierungen 
des Hauses, sind strafrechtlich nicht faßbar, weil sie 
sich von dem einem Grundeigentümer zustehenden Recht, sein 

Haus den baurecht lichen Vorschriften entsprechend zu 
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sanieren, um- oder auszubauen, nur schwer abgrenzen 

lassen. Dabei ist auch zu bedenken, daß eine auf die Stö­
rung der Mieter durch solche Sanierungsmaßnahmen ge­
richtete Absicht beweismäßig kaum faßbar wäre. Schon der­
zeit sind - wie auch im Bericht der erwähnten Zeitschrift 
aufgezeigt wird - bei der strafgerichtlichen Verfolgung 
der als "Absiedlungsterror" umschriebenen Handlungen er­
hebliche Beweisschwierigkeiten zu beobachten; gerade in 

jenen Fällen, in denen solche strafbare Handlungen von un­

bekannten Komplizen des Haus- oder Wohnungseigentümers be­
gangen werden oder aber der Täter unerkannt bleibt, läßt 
sich der für eine strafgerichtliehe Verurteilung not­
wendige Beweis der (Mit-)Täterschaft des im Verdacht 
stehenden Wohnungsspekulanten nur schwer führen. 

b) Den Mietern stehen folgende zivilrechtliehe Möglich­
keiten gegen mißbräuchliches Vorgehen von Vermietern zu: 

- Antrag auf Vornahme zur Durchführung erforderlicher Er­

haltungsarbeiten an Miethäusern nach § 6 Abs. 1 Z. 1 in 
Verbindung mit § 3 MRGi diese Anträge können von jedem 

einzelnen Mieter bei Gericht bzw. in Gemeinden, bei denen 
Schlichtungsstellen eingerichtet sind, bei den Schlich­
tungsstellen gestellt werden (§ 6 Abs. 1 Z. I MRG). Der in 
Rechtskraft erwachsene Auftrag des Gerichtes oder der 
Schlichtungsstelle zur Durchführung der Erhaltungsarbeiten 

ist ein Exekutionstitel, der nach fruchtlosem Ablauf der 

zur Vornahme der Arbeiten bestimmten Frist jeden Mieter 
des Hauses, aber auch die Gemeinde, zum Antrag berechtigt, 
zum Zweck der Durchführung der aufgetragenen Arbeiten, der 
Aufnahme und Tilgung des (zur Finanzierung der Arbeiten) 
erforderlichen Kapitals und der ordnungsgemäßen Erhaltung 

und Verwaltung des Hauses bis zur Tilgung des Kapitals für 

das Haus einen Verwalter zu bestellen, dem im wesentlichen 
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die Rechte eines Zwangsverwalters im Sinn der Exekutions­
ordnung zukommen (§ 6 Abs. 2 MRG), wodurch dem Vermieter 
für die Dauer der Verwaltung die Verfügungsrnacht über das 
Miethaus entzogen wird. Der nach § 6 Abs. 2 MRG bestellte 
Verwalter (der auch eine Gemeinde sein kann, wenn sie sich 
dazu bereit erklärt oder ein von der Gemeinde vorge­
schlagener oder ein hiezu sonst geeigneter Dritter) hat 
dann die zur Vornahme der erforderlichen Reparaturen not­
wendigen Darlehen aufzunehmen und diese Arbeiten durch­
führen zu lassen. 

- Klage gegen den Vermieter auf Zuhaltung des Mietvertrags 
sowie auf Unterlassung von Störungen und Beeinträchtigun­

gen des Mietrechts. 

- Schadenersatzansprüche gegen den Vermieter, wenn dieser 
durch ein rechtswidriges und schuldhaftes Verhalten dem 
Mieter einen Schaden zugefügt hat; der Vermieter hat auch 
für das Verschulden seines Vertreters (Hausverwalters) und 
der Personen einzustehen, der er sich zur Erfüllung der 
ihm gegen die Mieter obliegenden Verpflichtungen bedient. 

- Besitzesschutz des Mieters gegen jedermann (gegen den 
Vermieter und auch gegen Dritte), der im Wege einer Be­
sitzstörungsklage (gerichtet auf Wiederherstellung des 
früheren Zustandes und Unterlassung von Störungen und Ein­
griffen in das Mietrecht) durchzusetzen ist. Zur Abwendung 
der dringenden Gefahr widerrechtlicher Beschädigungen oder 
zur Hintanhaltung eines unwiederbringlichen Schadens kann 
auch im Rahmen eines Besitzstörungsverfahrens eine sofort 
exequierbare einstweilige Vorkehrung (§ 458 ZPO) erwirkt 
werden. Die Erlassung einer derartigen Vorkehrung kann 
aber vom Gericht von der Leistung einer angemessenen 
Sicherheitsleistung abhängig gemacht werden (§ 458 zweiter 
Satz ZPO). 
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- Anträge des Mieters auf Erlassung einer einstweiligen 
Verfügung gegen rechtswidrige Eingriffe in das Mietrecht 
zur Abwendung eines drohenden unwiederbringlichen 
Schadens, wenn Gefahr im Verzug ist. 

- Zinsminderungsanspruch des Mieters, wenn die Bestand­
sache ohne Schuld des Bestandnehmers nicht oder nur mehr 
zum Teil "zum bedungenen Gebrauch" tauglich ist; bereits 

eine wesentliche Lärmbeeinträchtigung berechtigt zur Zins­

minderung (8 Ob 526/90). 

- Versucht der Vermieter durch Zwischenschaltung eines 
"Strohmanns" (Abschluß eines nominellen Hauptmietvertrags 
zwischen Vermieter und "Strohmann" sowie Abschluß eines 
weiteren Vertrags zwischen "Strohmann" und wirklichem 
Mieter, der als "Untermietvertrag" bezeichnet wird) den 
Mieter um seine Rechte als Hauptmieter zu bringen, so kann 
der ("wirkliche") Mieter bei Gericht bzw. bei der 
SChlichtungsstelle der Gemeinde begehren, als Hauptmieter 
mit allen Rechten und Pflichten anerkannt zu werden, wenn 
bei Überlegung aller Umstände kein vernünftiger Grund 
daran zu zweifeln ist, daß die geschilderte Rechts­
konstruktion nur zum Zweck der Umgehung der dem "wirk­
lichen" Mieter zustehenden Rechte vorgenommen wurde (§ 2 
Abs. 3 MRG). Falls ein Vermieter einen gegen seinen 
"Strohmann" (in der Regel einvernehmlich) erwirkten Exeku­
tionstitel zur Räumung der Wohnung im Exekutionsverfahren 
mit Wirkung auch gegen Dritte (den "wirklichen" Mieter und 
seine Familie) durchsetzen will, kann der (wirkliche) 
Mieter, dessen Rechte umgangen werden sollen, im Zug des 
Exekutionsverfahrens die Auf sChiebung (Hemmung) der 
Räumungsexekution erwirken, wenn er einen Antrag auf Aner­

kennung seiner Rechte als Hauptmieter (§ 2 Abs. 3 MRG) ge­

stellt hat und glaubhaft macht, daß die Räumungsexekution 
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zur Umgehung seiner Ansprüche auf Anerkennung als Haupt­
mieter (§ 2 Abs. 3 MRG) vollzogen werden soll. In diesem 
Fall braucht der Vermieter - abweichend von den Bestimmun­
gen der Exekutionsordnung - keine Sicherheits leistung er­
legen, um die Auf sChiebung der Exekution zu erreichen 
(§ 34a Abs. 2 MRG). Die Räumungsexekution ist in der Folge 
auf Antrag unter gleiChzeitiger Aufhebung aller bis dahin 
vollzogener Exekutionsakte einzustellen, wenn der "wirk­
liche" Mieter rechtskräftig als Hauptmieter im Sinn des 
§ 2 Abs. 3 MRG anerkannt worden ist (§ 34a Abs. 3 MRG). 

c} Was die Frage nach gesetzlichen MBglichkeiten der 
Länder und Gemeinden in diesem Zusammenhang anlangt, so 
ist darauf hinzuweisen, daß den Gemeinden das oben ange­
führte Antragsrecht zur Vornahme und Durchführung er­
forderlicher Erhaltungsarbeiten (§ 6 Abs. I lit. a MRG) 
sowie auf Verwalterbestellung (§ 6 Abs. 2 MRG) in gleiCher 
Weise wie jedem Mieter zukommt. Die Gemeinde kann auch, 
wenn sie sich dazu bereit erklärt, im Verfahren nach § 6 
Abs. 2 MRG zum Verwalter bestellt werden oder einen Ver­
walter im Sinn des § 6 Abs. 2 MRG dem Gericht oder der 
Schlichtungsstelle vorschlagen. 

Die Frage, inwieweit Gemeinden durch Erteilung von Bauauf­
trägen und baubehBrdlichen Aufträgen zur Ersatzvornahme 
die Erhaltung von Miethäusern durchsetzen kBnnen, ist eine 
Angelegenheit des Baurechts, die nicht in den Kompetenzbe­
reich des Bundes fällt. 

Gemeinden und Länder kBnnen Bürgschaften für Darlehen zur 
ErmBglichung der Finanzierung von Erhaltungs- und Verbes­
serungsarbeiten eingehen (§ 6 Abs. 2 MRG) , sofern das be­
treffende Landesgesetz eine entsprechende Möglichkeit ein­
räumt. Ansonsten steht den Ländern im Bereich des Miet-
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rechts nur dann eine Kompetenz zu, wenn eine Förderung im 
Rahmen einer Wohnbauförderung oder einer Wohnhaussanierung 
gewährt worden ist (BGBl.Nr. 640/1987; Art. VII der Bun­
des-Verfassungsgesetz-Novelle 1988, BGBl.Nr. 685). Die 
Maßnahmen, die in diesem Zusammenhang von den Ländern ge­
troffen werden können, richten sich nach den jeweiligen 
Landesgesetzen. 

Jedenfalls könnte aber das Land Personen, die durch miß­
bräuchliches Vorgehen gegen Mieter aufgefallen sind, Zu­
sagen zur Gewährung von Förderungen im Rahmen der Wohnbau­
förderung und der Wohnhaussanierung verweigern, da bis zur 
Zusage auf die Gewährung einer Förderung kein Rechtsan­
spruch besteht. Die Ablehnung von WOhnhaussanierungsförde­
rungen kann aber unter Umständen auch zum Nachteil der 
Mieter gereichen, da durch den Wegfall der Förderung die 
Sanierung der Wohnhäuser teurer würde. 

Zu 3: 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten, 
in dessen Zuständigkeitsbereich das Bodenbeschaffungsge­
setz fällt, hat zu dieser Frage dem Bundesministerium für 
Justiz fOlgendes mitgeteilt: 

Das im Jahr 1974 erlassene Bodenbeschaffungsgesetz (BGBl. 
Nr. 288/1974) dient der Beschaffung von unbebauten Grund­
stücken für Wohnbauzwecke. Als unbebaut gelten auch Grund­
stücke, auf denen Baulichkeiten bestehen, deren Errichtung 
gegen Widerruf bewilligt worden ist, sofern den Baulich­
keiten im Verhältnis zum Wert des unbebauten Grundstücks 
nur geringe Bedeutung zukommt oder es sich überhaupt um 

Baulichkeiten geringeren Wertes oder um solche handelt, 

deren Errichtung ohne behördliche Baubewilligung erfolgte. 
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Die Anwendung der Bestimmungen des Bodenbeschaffungsge­
setzes hat zur Voraussetzung, daß die Landesregierung für 
eine bestimmte Gemeinde das Vorliegen eines quantitativen 
Wohnungsbedarfes oder qualitativen Wohnungsfehlbestandes 

durch Verordnung feststellt und diese Gemeinde sodann im 
Verordungsweg das ganze Gemeindegebiet oder Teile davon 
zum Bodenbeschaffungsgebiet erklärt. 

Für solche Gebiete sieht das Gesetz neben der Enteignung 
ein Eintrittsrecht der Gemeinde vor; diese kann in Kauf­

verträge über unbebaute Grundstücke anstelle des Käufers 

eintreten, wenn sie diese Grundstücke für Wohnbauzwecke 
oder öffentliche Zwecke benötigt. Tritt die Gemeinde in 
den Kaufvertrag ein, so ist sie daraus in gleicher Weise 
berechtigt und verpflichtet wie der Käufer; ist jedoch der 
Kaufpreis nicht angemessen, so wird von der Bezirksverwal­
tungsbehörde bzw vom Gericht eine angemessene Gegen­
leistung festgesetzt. 

Das Bodenbeschaffungsgesetz bezieht sich also - seiner 
Zielsetzung entsprechend - auf im wesentlichen unverbaute 
Grundstücke und bietet daher keine Handhabe gegen Miß­

stände bei bestehenden Miethäusern. 

Zu 4: 
Die bereits vorhandene Palette strafgerichtlicher Tatbe­
stände eröffnet grundsätzlich ausreichende Sanktionsmög­
lichkeiten gegen Mietenwucher, Absiedlungsterror und Be­
trügereien. Sie sichert sowohl den betroffenen Mietern als 
auch Ländern und Gemeinden die Möglichkeit, mittels An­
zeigen bei Strafverfolgungsbehörden gegen die sich 
krimineller Methoden bedienenden in- oder ausländischen 
Wohnungsspekulanten vorzugehen. Die vorhandenen Tatbe­
stände sehen durchwegs neben Geldstrafen auch Freiheits-
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strafen vor, die etwa im Fall der schweren Erpressung 
(§ 145 StGB) oder des qualifizierten Betrugs (§§ 147 f. 
StGB) Strafobergrenzen bis zu 10 Jahren aufweisen. 

Derzeit besteht daher aus der Sicht des Bundesministeriums 
für Justiz keine Veranlassung, zusätzliche Tatbestände des 
gerichtlichen Strafrechts in diesem Bereich zu schaffen. 
Vielmehr wäre daran zu denken, durch eine verstärkte Auf­
klärung der Mieter deren Rechtsposition gegenüber den Ver­
mietern zu verdeutlichen und sie über die Schutzbestimmun­
gen, etwa des Mietrechtsgesetzes, besser zu informieren. 
In Fällen von Absiedlungsterror müßte versucht werden, 
durch eine entsprechende Zusammenarbeit von betroffenen 
Mietern mit den Sicherheitsbehörden das strafrechtliche 
Instrumentarium zu aktivieren und mit den vorhandenen Mög­
lichkeiten des Strafrechts den kriminellen Methoden 
einiger Wohnungsspekulanten entgegenzutreten. 

8. Juli 1992 
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